
Resilientes Wahlrecht statt Reformkarussell 

Union und SPD wollen das Bundestagswahlrecht der Ampel ändern, damit wie-

der alle Wahlkreise einen direkt gewählten Abgeordneten haben. Dreht sich das 

Reformkarussell mit jeder neuen Regierung weiter oder wird endlich eine Lö-

sung gefunden, die das Zeug hat, mehr als eine Legislaturperiode zu überdau-

ern? 
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In ihrem Koalitionsvertrag „Verantwortung für Deutschland“ hat sich die schwarz-rote 

Bundesregierung zahlreiche Reformen vorgenommen. Dazu zählt auch eine erneute 

Änderung des Bundestagswahlrechts. Eine Kommission soll die Wahlsystemreform 

der Ampelkoalition von 2023 evaluieren und laut Koalitionsvertrag noch „im Jahr 2025 

Vorschläge unterbreiten, wie jeder Bewerber mit Erststimmenmehrheit in den Bundes-

tag einziehen kann und der Bundestag unter Beachtung des Zweitstimmenergebnis-

ses grundsätzlich bei der aktuellen Größe verbleiben kann“.  

Doch welche „Erststimmenmehrheit“ ist gemeint – die zweitstimmengedeckte des gel-

tenden Ampelwahlrechts oder die einfache des alten Wahlrechts ohne Zweitstimmen-

deckung? Heißt „Beachtung des Zweitstimmenergebnisses“, dass Proporzverzerrun-

gen durch unausgeglichene Überhangmandate ausgeschlossen bleiben, oder sind 

Ausnahmen wieder denkbar? Und wie kategorisch ist die „grundsätzliche“ Einhaltung 

der aktuellen Bundestagsgröße gemeint? Schon diese wenigen Fragen zeigen, dass 

es sich bei den Formulierungen im Koalitionsvertrag um ungenaue Formelkompro-

misse handelt. Die Koalition verfügt offensichtlich über keine gemeinsame Position, ob 

und wie das Wahlrecht erneut reformiert werden soll. Diese Uneinigkeit mag auch er-

klären, warum die Passagen des Koalitionsvertrags zum Wahlrecht – dem institutio-

nellen Kern der repräsentativen Demokratie – weder im Abschnitt zur „Stärkung der 

repräsentativen Demokratie“ noch unter „demokratische Resilienz“ platziert wurden, 

sondern im Anhang unter „Kooperation der Fraktionen“.  

Dieser eigentümlichen Platzierung der Wahlrechtsreform entspricht die nun verein-

barte Vorgehensweise. Mitte Oktober hat eine zehnköpfige Kommission die Arbeit auf-

genommen, der vier Mitglieder der CDU, vier der SPD und zwei der CSU angehören, 

darunter der Parlamentarische Geschäftsführer der Unionsfraktion Steffen Bilger 

(CDU), Innenminister Alexander Dobrindt (CSU), dessen Amtsvorgängerin Nancy Fa-

eser (SPD) und Justizministerin Stefanie Hubig (SPD). Auffällig ist nicht nur die promi-

nente Besetzung, sondern auch, dass – anders als in der Reformkommission der Am-

pel – weder die Oppositionsfraktionen noch Sachverständige vertreten sind. Auch das 

zeigt den hohen Abstimmungs- und Klärungsbedarf innerhalb der schwarz-roten Koa-

lition.  

Tatsächlich haben sich die Regierungsparteien bislang sehr unterschiedlich zum 

Thema positioniert. Die SPD, die als Kanzlerpartei an der Ampelreform federführend 

beteiligt war, sieht sich durch die Bundestagswahl 2025 bestätigt. Zum ersten Mal seit 

1976 hat der Bundestag seine Regelgröße wieder eingehalten. Das wichtigste Reform-



ziel wurde damit erreicht. Darüber hinaus blieb der Parteien- und Föderalproporz best-

möglich gewahrt, weil keine proporzverzerrenden Überhangmandate mehr anfallen 

können. Mit der Wiedereinsetzung der Grundmandatsklausel ist das geltende Wahl-

system auch verfassungsfest. Daher gibt es aus Sicht der SPD auch keinen zwingen-

den Grund, es erneut zu reformieren und den Kern ihrer Reform – das Prinzip der 

Zweitstimmendeckung – wieder zur Disposition zu stellen. Stattdessen setzte sie mit 

der Senkung des Wahlalters auf 16 Jahre und der „gleichberechtigten Repräsentanz 

von Frauen im Parlament“ zwei andere wahlrechtliche Reformanliegen auf die Agenda, 

die sie bereits in den vorangegangenen Legislaturperioden verfolgt hat, damit aber an 

der Union gescheitert ist. 

In der Union stieß die Wahlrechtsreform der Ampel dagegen von Anfang an auf vehe-

mente Ablehnung. Unmittelbar nach ihrer Verabschiedung bezeichnete CSU-Chef 

Markus Söder sie als „Anschlag auf die Demokratie“. Mit entsprechend schwerem Ge-

schütz zog die Union dann auch nach Karlsruhe. Im Juli 2024 hob das Bundesverfas-

sungsgericht die von CDU/CSU monierte Abschaffung der Grundmandatsklausel zwar 

auf, bestätigte aber zugleich die übrigen Teile der Ampelreform, und das sogar mit 

breiter Mehrheit. Trotz dieses Urteils hielt die Union an ihrer kritischen Haltung fest. Ihr 

zentraler Stein des Anstoßes blieb, dass nach dem neuen Wahlgesetz nicht mehr alle 

299 Wahlkreise mit siegreichen Direktkandidaten besetzt werden. Diese Nebenwir-

kung hatte die Ampelkoalition in Kauf genommen, um Überhangmandate zu vermei-

den und dadurch die Regelgröße des Bundestages von nunmehr 630 Mandaten exakt 

einzuhalten. Bei der Bundestagswahl 2025 blieben 23 Wahlkreise unbesetzt – über-

wiegend solche, in denen Kandidaten der CDU oder CSU die meisten Erststimmen 

erzielt hatten.  

Die Nichtzuteilung von Direktmandaten ist in der Tat ein erhebliches Manko des aktu-

ellen Bundestagswahlsystems. In den betreffenden Wahlkreisen werden die Bürgerin-

nen und Bürger von keinem direkt gewählten Abgeordneten vertreten. Dieser Mangel 

wird auch nicht vollständig dadurch kompensiert, dass zumeist andere Abgeordnete 

anderer Parteien aus diesen Wahlkreisen über ihre Landeslisten in den Bundestag 

einziehen und damit vor Ort präsent sind. Die Wähler mit ihrer Erststimme über Direkt-

mandate in den Wahlkreisen abstimmen zu lassen, diese dann aber nach der Wahl 

nicht zu vergeben, ist unplausibel. Es beschädigt die intuitive Nachvollziehbarkeit des 

Verfahrens und gefährdet damit zumindest potentiell die Legitimität des Wahlsystems. 

Zudem könnten bei künftigen Bundestagswahlen noch deutlich mehr unbesetzte Wahl-

kreise entstehen als 2025: Je nach konkreter Stimmenverteilung sind auch 50, 70 oder 

gar 100 Wahlkreise ohne Direktmandat möglich. Ein solches Ergebnis widerspräche 

auch dem Grundgedanken der personalisierten Verhältniswahl, bei der die Mandats-

verteilung zwischen den Parteien nach bundesweitem Zweitstimmenproporz erfolgt 

und zugleich ein wesentlicher Teil der personellen Zusammensetzung über die Wahl-

kreise bestimmt wird. 

Die Union hat also gute Gründe, diesen Schwachpunkt der Ampelreform zu korrigie-

ren. Freilich wurde das Bundestagswahlsystem in den vergangenen 15 Jahren schon 

viermal reformiert, darunter 2020 bereits von einer schwarz-roten Koalition. Dennoch 

haben diese Reformen bislang weder zu einer nachhaltigen noch von der jeweiligen 

Opposition akzeptierten Lösung geführt. Wie könnte nun ein Wahlrecht aussehen, das 



inhaltlich überzeugt und für alle Bundestagsparteien akzeptabel ist – und damit das 

seit Jahren andauernde Reformkarussell zum Stillstand bringt? 

Das Grundproblem des bisherigen Bundestagswahlsystems lag in der Möglichkeit von 

Überhangmandaten. Diese entstanden, wenn eine Partei mehr Direktmandate erhielt 

– also mehr Wahlkreise über die relative Mehrheit der Erststimmen gewann – als ihr 

nach dem bundesweiten Zweitstimmenproporz an Mandaten insgesamt zustanden. 

Aufgrund der zunehmenden Fragmentierung des deutschen Parteiensystems kam es 

seit den 1990er Jahren zu immer mehr Überhangmandaten. Diese führten nicht nur zu 

paradoxen Effekten, die unter dem Begriff „negatives Stimmgewicht“ bekannt wurden. 

Sie verschafften den betreffenden Parteien auch einen ungerechtfertigten Mandatsbo-

nus, da dieser im Wesentlichen aus deren Zweitstimmenschwäche resultiert. Das Bun-

desverfassungsgericht verpflichtete den Gesetzgeber daher schon 2008 zu einer ent-

sprechenden Reform und begrenzte in einem Folgeurteil von 2012 die Höchstzahl un-

ausgeglichener Überhangmandate auf 15. 2013 entschied sich der Bundestag schließ-

lich mit breiter Mehrheit dafür, anfallende Überhangmandate vollständig proportional 

auszugleichen. Von diesen Überhang- und Ausgleichsmandaten profitierten fortan alle 

Parlamentsparteien gleichermaßen. Die Größe des Bundestages erreichte jedoch bis 

2021 immer neue Höchststände. Eine Deckelung nach oben gab es nicht. Dies ging 

nicht nur zulasten des Steuerzahlers und der institutionellen Berechenbarkeit des Bun-

destages, sondern beeinträchtigte auch die parlamentarische Effizienz und Funktions-

fähigkeit. 

Für eine „minimal-invasive Reform“ des Bundestagswahlsystems, die am bewährten 

Grundmodell der personalisierten Verhältniswahl festhält, standen bis 2021 vor allem 

drei Ansätze im Vordergrund. Alle drei sind indes in ihren Wirkungen begrenzt und 

haben auch jeweils spezifische Nebenwirkungen.  

Ein Reformansatz besteht darin, eine bestimmte Zahl von (bis zu 15) Überhangman-

daten unausgeglichen zu lassen. Das würde eine Vergrößerung des Parlaments zwar 

abmildern, aber nicht verhindern. Vor allem aber entstünde durch eine solche „Tole-

rierung“ von Überhangmandaten ein ungerechtfertigter Mandatsbonus für einzelne 

Parteien. Auf dieser Grundlage könnten sich neue Mehrheiten im Bundestag ergeben, 

aber auch bestehende Mehrheiten verhindert werden, zumal im gegenwärtigen Partei-

ensystem nicht mehr gewährleistet wäre, dass stets die stärkste demokratische Partei 

den Überhangbonus erhielte. 

Eine weitere Möglichkeit ist, Überhangmandate, die einer Partei in einem Bundesland 

zufallen, mit ihren Listenmandaten in einem anderen Bundesland teilweise oder voll-

ständig zu verrechnen. Durch diese „interne Kompensation“ ließe sich die Vergröße-

rung des Bundestages in vielen Fällen abschwächen. Die politischen Kosten dafür tra-

gen jedoch typischerweise die Landesverbände einer Partei, die sich im Vergleich zu 

jenen in den Überhangländern als relativ zweitstimmenstark erweisen und ihre Listen-

mandate dann an ihre Parteikollegen aus den Überhangländern abtreten müssen. Au-

ßerdem greift diese Regelung nur bei Überhangmandaten von Parteien, die in mehre-

ren Bundesländern antreten, mithin nicht bei der CSU, für die aber häufig Überhang-

mandate anfallen. Sie in den Mechanismus der internen Kompensation einzubeziehen 

wäre zwar wahl- und verfassungsrechtlich möglich (F.A.Z. vom 15.10.2025), erscheint 



aber politisch unrealistisch, da die CSU nicht bereit ist, auf ihre Privilegien als Regio-

nalpartei zu verzichten.  

Sodann könnte man die Anzahl der Wahlkreise verringern, da Überhangmandate 

umso unwahrscheinlich werden, je kleiner der Anteil der Direktmandate ist. Um aller-

dings die Entstehung von Überhangmandaten in einem breiten Spektrum realistischer 

Szenarien zu verhindern, müsste die Zahl der Wahlkreise drastisch reduziert werden 

– von derzeit 299 auf etwa 200 bis 210. Das wäre vor allem für die Direktkandidaten 

in ländlichen, dünn besiedelten Regionen eine erhebliche Herausforderung, weil sich 

die Wahlkreise dort stark vergrößern würden. Zudem würde wiederum die für das deut-

sche Wahlsystem charakteristische Personalisierungskomponente deutlich ge-

schwächt. Hinzu kommt der absehbare Streit über die mühsame Neueinteilung der 

Wahlkreise. 

Die drei Reformansätze eint, dass sie jeweils in „stärkeren“ oder „milderen“ Varianten 

umgesetzt werden können – sowohl hinsichtlich ihrer intendierten Effekte als auch hin-

sichtlich ihrer entsprechenden Nebenwirkungen. Doch selbst ihre ausgeprägteren Va-

rianten können die Einhaltung der gesetzlichen Normgröße des Bundestages nicht in 

jedem Fall garantieren. Außerdem basieren sie auf keiner eigenständigen positiven 

Begründung und sind mit den benannten Folgeproblemen behaftet. 

Die schwarz-rote Wahlrechtsreform von 2020 hatte moderate Varianten dieser An-

sätze kombiniert: eine Tolerierung von bis zu drei Überhangmandaten, eine teilweise 

Anrechnung auf andere Landeslisten und eine – perspektivische – Wahlkreisreduktion 

von 299 auf 280. Das „durchwachsene“ Wirkungsprofil dieses Wahlsystems lässt sich 

anschaulich verdeutlichen, wenn man es als Modellrechnung auf das Ergebnis der 

Bundestagswahl 2025 anwendet. Wie bereits 2021 hätte dann die CSU drei unausge-

glichene Überhangmandate erhalten. Die insgesamt 20 weiteren Überhangmandate 

für CDU, AfD und SPD wären dagegen durch den Wegfall von Mandaten aus anderen 

Landeslisten kompensiert worden. Bei der CDU wäre das in insgesamt 15 Fällen vor 

allem zulasten der Landesverbände in NRW, Niedersachsen und Sachsen-Anhalt ge-

gangen. Trotzdem hätte sich der Bundestag noch immer um 35 Sitze vergrößert. Wä-

ren sowohl das BSW als auch die FDP in den Bundestag eingezogen, hätte es sogar 

107 zusätzliche Mandate gegeben. 

Es ist daher kaum verwunderlich, dass das Wahlrecht von 2020 vom Bundesverfas-

sungsgericht nur von einer knappen Mehrheit von fünf zu drei gebilligt wurde. Rein 

formal steht es der amtierenden Regierungskoalition zwar frei, das derzeit gültige 

Wahlrecht wieder durch ein ähnliches „Patchwork“ zu ersetzen. Das wäre jedoch we-

der inhaltlich überzeugend noch über alle verfassungsrechtlichen Zweifel erhaben. 

An dieser Stelle lohnt sich nochmals ein genauerer Blick auf den Prozess der Ampel-

reform. Dabei ist zunächst bemerkenswert, dass sich die Diskussion in der damaligen 

Wahlrechtskommission von Anfang an auf die Begründung eines weiter gedachten 

Reformansatzes konzentrierte: die „zweitstimmengedeckte Direktmandatsvergabe“. 

Nach diesem Verfahren werden Wahlkreismandate stets so vergeben, dass sie durch 

die bundesweiten Zweitstimmenanteile der jeweiligen Parteien gedeckt sind. Damit 

wird das Strukturprinzip der personalisierten Verhältniswahl, nach dem die Wahlkreis-

mandate in die über den Zweitstimmenproporz ermittelten Gesamtmandate eingefügt 



werden, konsequent zu Ende gedacht. Zugleich werden die beiden Mandatskontin-

gente legitimationstheoretisch konsistent miteinander verknüpft.  

In seinem mit einer breiten Mehrheit von sieben zu eins ergangenen Urteil zur Ampel-

reform hat sich das Bundesverfassungsgericht dieser Argumentation nicht nur aus-

drücklich angeschlossen, sondern sie sogar noch vertieft. Demnach führt die Zweit-

stimmendeckung nicht zu einer delegitimierenden Entwertung der Wahl im Wahlkreis, 

sondern im Gegenteil zu einer stärkeren demokratischen Legitimierung der Direktman-

date: „Nach dem Verfahren der Zweitstimmendeckung ist (…) die Wahlkreiswahl ge-

rade nicht allein entscheidend für den Erhalt eines Mandats. Das Zweitstimmende-

ckungsverfahren sorgt vielmehr dafür, dass jeder Abgeordnete des Bundestages 

durch die Zweitstimmen für seine Partei legitimiert ist. Nach dieser vom Gesetzgeber 

gewählten Konzeption ist nicht der Listenabgeordnete ohne Wahlkreissieg, sondern 

der Wahlkreissieger ohne Listendeckung schwächer – und für einen Mandatszuteilung 

unzureichend – legitimiert“ (2 BvF 1/23, Rn. 1–293, 185). 

Folgt man dieser Argumentation, ergibt sich daraus nicht nur eine legitimatorische Be-

gründung für die Nichtzuteilung von Überhangmandaten, sondern ein noch weitrei-

chenderer wahlrechtlicher Spurwechsel. Aus dem legitimatorischen Vorrang der Zweit-

stimmendeckung folgt nämlich auch, dass ein Erststimmen-Zweiter im Wahlkreis mit 

Zweitstimmendeckung stärker legitimiert ist als ein Erststimmen-Erster ohne Zweit-

stimmendeckung. Es zeigt sich also, dass das Prinzip der Zweitstimmendeckung mehr 

leistet, als lediglich die Nichtzuteilung von Überhangmandaten zu legitimieren. Es kann 

auch als Zuteilungsprinzip für die Vergabe von Wahlkreismandaten angewendet wer-

den. 

Genau darauf hatte sich die Wahlrechtskommission der Ampelregierung in ihrem Zwi-

schenbericht auch mehrheitlich verständigt. Empfohlen wurden darin vier Zuteilungs-

varianten einer zweitstimmengedeckten Direktmandatsvergabe. Allen diesen Model-

len war gemeinsam, dass jeder Wahlkreis weiterhin einen direkt gewählten Abgeord-

neten erhält, ohne dabei die übrigen Reformziele infrage zu stellen oder neue Nach-

teile in Kauf nehmen zu müssen. 

Beispielhaft seien die vier Varianten kurz beschrieben. Die minimal-invasivste Variante 

wäre die Zuteilung des Direktmandats an denjenigen Wahlkreiskandidaten, der die 

meisten durch Zweitstimmen gedeckten Erststimmen erreicht hat. Im Regelfall wäre 

das der Erststimmen-Zweite, in Ausnahmefällen auch der Erstimmen-Dritte, sofern 

auch der Erststimmen-Zweite über keine Zweitstimmendeckung verfügt. Wahlkreissie-

ger wäre dann die Person, der von den Kandidierenden mit Zweitstimmendeckung die 

meisten Erststimmen errungen hat. Gemäß der auch vom Bundesverfassungsgericht 

übernommenen Argumentation ist der Erststimmen-Zweite mit Zweitstimmendeckung 

eben nicht der zweitplatzierte Verlierer im Wahlkreis, sondern sogar gegenüber dem 

Erststimmenbesten ohne Zweitstimmendeckung stärker legitimiert. Im Sinne der Ver-

hältniswahl ist er deshalb der „bessere“ Sieger im Wahlkreis. Auch intuitiv ist diese 

einfachste aller Zuteilungsvarianten sehr viel plausibler als es auf den ersten Blick 

scheinen mag – was auch Wählerumfragen bestätigen. Wenn der Erststimmenbeste 

kein Wahlkreismandat bekommen kann, weil das Zweitstimmenergebnis seiner Partei, 

für die er angetreten ist, dafür nicht ausreicht, erscheint es für die Mehrheit der Wähler 

deutlich naheliegender, das Wahlkreismandat an den nachrückenden Zweitplatzierten 



mit Zweitstimmendeckung zu vergeben, als das Direktmandat zu „kappen“ und den 

Wahlkreis unbesetzt zu lassen. 

Wer dennoch nicht über das „Stöckchen“ einer Direktmandatsvergabe an Zweit- oder 

Drittplatzierte springen möchte, dem bietet sich als zweite Variante die Ermittlung ei-

nes zweitstimmengedeckten Wahlkreissiegers mit Hilfe einer Ersatz-Erststimme an. 

Bei dieser Variante können die Wähler bei der Erststimme neben ihrer ersten auch 

eine zweite Präferenz angeben. Kommt ihre Erstpräferenz nicht zum Zuge, erhalten 

sie mit ihrer Ersatzstimme eine zweite Chance. Das gilt auch für diejenigen, die mit 

ihrer Erstpräferenz einen Kandidaten gewählt haben, der zwar die meisten Erststim-

men erzielt, dem aber die Zweitstimmendeckung fehlt. Gewählt ist am Ende, wer die 

meisten Erst- und Zweitpräferenzen auf sich vereint und zugleich über eine Zweitstim-

mendeckung verfügt. Die Erststimmenergebnisse der Wahlkreissieger würden durch 

die Summe von Erstpräferenz und Ersatzstimme wieder steigen und die Repräsenta-

tionsleistung des Systems verbessern. Simulationsrechnungen zeigen, dass sich das 

durchschnittliche Siegerergebnis im Wahlkreis von derzeit lediglich 36 Prozent auf fast 

50 Prozent erhöhen würde. 

Noch deutlicher wäre dieser Effekt bei der dritten Variante, bei der die Wähler nicht 

nur eine zusätzliche Ersatz-Erststimme, sondern gleich drei Stimmen an die Kandidie-

renden in ihrem Wahlkreis vergeben können – für ihre Erst-, Zweit- und Drittpräferenz. 

Gewählt ist am Ende, wer die meisten Präferenzstimmen im Wahlkreis auf sich vereint 

und zusätzlich über eine Zweitstimmendeckung verfügt. Wahlkreise würden auf diese 

Weise wieder mit absoluten Mehrheiten gewonnen. Ihre Sieger wären deutlich besser 

legitimiert als die heute nach relativer Mehrheitsregel Gewählten. Wäre dieses Verfah-

ren bei der Bundestagswahl 2025 angewendet worden, hätte das durchschnittliche 

Ergebnis der Wahlkreissieger bei 62 Prozent gelegen. Damit wären sie im Durchschnitt 

aller 299 Wahlkreise von fast zwei Dritteln der Wählerschaft im jeweiligen Wahlkreis 

legitimiert worden. 

Wem auch das noch nicht genügt, kann sich für die vierte Variante einer zweitstim-

mengedeckten Direktmandatsvergabe entscheiden, die vollständige Rangfolgewahl. 

Dabei bringen die Wähler alle Kandidierenden im Wahlkreis in eine absteigende Rei-

henfolge. Die Auszählung kann beendet werden, sobald ein Kandidat die absolute 

Erststimmenmehrheit erreicht hat, da er auch bei Weiterzählung nicht mehr überholt 

werden kann. Gewählt ist dann die Person, die über eine Zweitstimmendeckung ver-

fügt und bei der Auszählung der Erststimmen als Erster die Schwelle der absoluten 

Mehrheit überschreitet. 

Für eine detaillierte Diskussion der technischen Feinheiten und Gestaltungselemente 

der nur grob skizzierten Varianten ist hier nicht der Ort, ebenso wenig für eine abwä-

gende Erörterung ihrer jeweiligen Stärken und Schwächen. Gleichwohl bleibt für alle 

vier Varianten festzuhalten: Mit dem Prinzip der Zweitstimmendeckung kann die per-

sonalisierte Verhältniswahl so ausgestaltet werden, dass sie das Dilemma zwischen 

Proporz und Direktwahl im Wahlkreis vollständig vermeidet. Insofern ist die vielfach 

beschworene „Quadratur der Wahlkreise“ keine Unmöglichkeit, sondern durchaus 

machbar. 

Darüber hinaus hätte eine solche Reform gute Chancen, auch bei der Opposition auf 

breite Zustimmung zu stoßen. Damit wäre zugleich der Weg frei, die Grundsätze der 



personalisierten Verhältniswahl auch im Grundgesetz zu verankern. Dies wäre nicht 

zuletzt ein wichtiger Beitrag zur Resilienz unserer Demokratie, zumal die jüngeren Er-

fahrungen in Ungarn und den USA daran erinnern, wie gefährlich der Zugriff einfacher 

Regierungsmehrheiten auf das besonders manipulationsanfällige Instrument des 

Wahlrechts werden kann. Und warum sollte der neuen Regierung beim Wahlrecht 

nicht gelingen, was der Ampelkoalition Ende 2024 mit der Unterstützung der damali-

gen Opposition bei der konstitutionellen Absicherung des Bundesverfassungsgerichts 

gelungen ist? Ihrem Anspruch, „Verantwortung für Deutschland“ zu übernehmen, 

könnte sie damit eindrucksvoll gerecht werden. 
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